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Editorial

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

die Inzidenz geht zurück, Sonnenstrahlen brechen durch die
Wolkendecke – Zeit, um sich mal zurückzulehnen und die
Gedanken schweifen zu lassen. Lassen Sie sich von dem
folgenden Urteilsfall inspirieren.

Eine Lehrerin ist bis vor das höchste deutsche Steuergericht
gezogen. Sie hatte einen Hund aus privaten Mitteln ange-
schafft und diesen in Absprache mit dem Dienstherrn und
der Elternschaft arbeitstäglich im Schulunterricht zur Um-
setzung tiergestützter Pädagogik eingesetzt. Die laufenden
Kosten für das Tier machte sie als Werbungskosten geltend.
Die Richter gaben der Lehrerin Recht. Zwar sei eine private
(Mit-)Veranlassung der Kosten nicht auszuschließen, aber
es hat eine Aufteilung der Aufwendungen im Wege der
Schätzung zu erfolgen. Im Streitfall wurden 50% der Kosten
anerkannt.

Ist das nicht ein wunderbares Urteil? Denken Sie nur an die
Möglichkeiten: Der Bürohund als Steuersparmodell, das
Gassi-Gehen als Maßnahme zur Gesundheitsförderung. Wie

wäre es mit einem Therapiehund bei der nächsten Schluss-
besprechung? Hat doch etwas Beruhigendes, wenn sich eine
Dogge sabbernd auf die Füße des Finanzbeamten legt, oder?
Ein Papagei, der den Finanzbeamten Contra gibt. Eine
Katze, die mit den Arbeitspapieren des Betriebsprüfers spielt
(ersetzt quasi den Steuerberater). Es eröffnen sich unge-
ahnte Möglichkeiten. Natürlich steuerlich absetzbar!

Ich hoffe, Sie haben jetzt ein Lächeln im Gesicht. Wir sollten
das jedenfalls im Hinterkopf behalten. Genießen Sie die
warmen Sonnenmonate, wiedergewonnene Freiheiten und
bleiben Sie bitte weiterhin gesund.

Stuttgart, im Juni 2021

Janko Franke
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Änderungen im Grunderwerbsteuergesetz: Gesetzgeber beschränkt
Möglichkeiten der Steuervermeidung

Die Praxis hat gezeigt, dass es besonders im Bereich

hochpreisiger Immobilientransaktionen immer wieder

gelingt, durch gestalterische Maßnahmen - vor allem

sogenannte Share-Deals - die Grunderwerbsteuer zu

vermeiden. Mit dem am 21.04.2021 vom Bundestag

verabschiedeten Gesetz zur Änderung des Grunder-

werbsteuergesetzes, das am 01.07.2021 in Kraft tritt,

sollen missbräuchliche Steuergestaltungen einge-

dämmt werden. Der Bundesrat hat dem Gesetz am

07.05.2021 zugestimmt. Konkret sieht das Gesetz

folgende Änderungen vor:

Absenkung der 95-%-Grenze in den Ergän-

zungstatbeständen: Nach bisheriger Rechtslage

können die Ergänzungstatbestände des § 1 Abs. 2a, 3

und 3a Grunderwerbsteuergesetz (GrEStG), die

Steuerumgehungen durch das Einschalten von Per-

sonen- und Kapitalgesellschaften verhindern sollen,

unter anderem dadurch umgangen werden, dass nur

94,9 % der Anteile an der Personen- oder Kapitalge-

sellschaft übertragen werden. Um derartige miss-

bräuchliche Gestaltungen zu verhindern, wird die

Beteiligungsgrenze von 95 % auf 90 % herabgesetzt.

Gleichzeitig wird die Frist von fünf auf zehn Jahre

verlängert.

Einführung eines neuen Ergänzungstatbe-

stands: § 1 Abs. 2a GrEStG erfasst Gesellschafter-

wechsel an Personengesellschaften mit inländischem

Grundbesitz in Höhe von mindestens 90 % innerhalb

von zehn Jahren. Der Tatbestand fingiert die Übertra-

gung der inländischen Gesellschaftsgrundstücke von

der Personengesellschaft in alter Zusammensetzung

auf die Personengesellschaft in neuer Zusammenset-

zung. Die neue Vorschrift erfasst zur Missbrauchsver-

hinderung unter gleichen Voraussetzungen Anteilseig-

nerwechsel an Kapitalgesellschaften mit inländischem

Grundbesitz. Besteuert wird die Gesellschaft, die

wegen des Anteilseignerwechsels grunderwerbsteu-

errechtlich nicht mehr als dieselbe Kapitalgesellschaft

anzusehen ist.

Einfügung einer Börsenklausel: Damit es bei

börsennotierten Unternehmen aufgrund des Handels

mit den Anteilen am Unternehmen nicht zur Anwen-

dung der Ersatztatbestände des § 1 Abs. 2a und 2b

GrEStG kommt, sieht der neueingefügte § 1 Abs. 2c

GrEStG hier eine Ausnahmeregelung vor.

Verlängerung der Fristen von fünf auf zehn

Jahre: Beim Übergang eines Grundstücks auf eine

Gesamthand (z.B. Personengesellschaft) oder von

einer Gesamthand auf einen Gesellschafter sieht das

Gesetz bereits heute eine Nichterhebung der Grund-

erwerbsteuer vor, wenn der Anteil des Einzelnen am

Vermögen der Gesamthand seinem Anteil am Grund-

stück entspricht. Voraussetzung: Die Höhe des Anteils

an dem jeweiligen Grundstück ändert sich innerhalb

von fünf Jahren nicht. Diese Frist wird auf zehn Jahre

erhöht.

Anwendung auf Grundstücksverkäufe im Rück-

wirkungszeitraum von Umwandlungsfällen: 

Durch eine Gestaltung im Nachgang von Share Deals

kann durch Umwandlungsvorgänge eine hohe Grund-

erwerbsteuerbelastung erheblich reduziert werden,

wenn im ertragsteuerrechtlichen Rückwirkungszeit-

raum die Gesellschaftsgrundstücke zu einem unter

dem Verkehrswert liegenden Kaufpreis veräußert

werden. In diesen Fällen erfolgt keine Besteuerung

nach anderen Steuerarten. Würden die Gesellschafts-

grundstücke ohne Veräußerung im Rahmen des Um-

wandlungsvorgangs übergehen, wäre Grunderwerb-

steuer auf den Grundbesitzwert zu erheben.

Hinweis: Die  genannten gesetzlichen  Ände-
rungen haben aus Sicht des Gesetzgebers sicher-
lich hauptsächlich größere Immobilientransak-

tionen im Blick. Gleichwohl empfiehlt es sich,
geplante bzw. bereits durchgeführte Immobili-

eninvestments auf Auswirkungen hin zu
überprüfen. Bitte sprechen Sie uns an!

Klicken Sie hier, um themenverwandte Artikel anzuzeigen.

http://www.bw-partner.com/de/aktuelles.html?morelike=40050887
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Körperschaftsteuerrecht: Bundeskabinett bringt
Modernisierung auf den Weg

Das Bundeskabinett hat am 24.03.2021 den Entwurf

eines Gesetzes zur Modernisierung des Körperschaft-

steuerrechts beschlossen. Die wesentlichste Ände-

rung ist die Einführung einer Option für Personenhan-

dels- und Partnerschaftsgesellschaften, sich wie eine

Körperschaft besteuern zu lassen.

Die Besteuerung von Körperschaften ist heute sowohl

für Zwecke der Körperschaft- als auch der Gewerbe-

steuer strikt von der Besteuerung ihrer Anteilseigner

und Mitglieder getrennt. Personengesellschaften un-

terliegen demgegenüber dem Prinzip der transparen-

ten Besteuerung. Das bedeutet, die Gesellschafter

müssen die Erträge aus der Beteiligung mit ihrem in-

dividuellen Steuersatz versteuern. Gewerbesteuerlich

ist die Personengesellschaft ein eigenständiges

Steuersubjekt, für Zwecke der Einkommensbesteue-

rung sind dies hingegen ausschließlich die an ihr

unmittelbar oder mittelbar beteiligten natürlichen

Personen oder Körperschaftsteuersubjekte.

Zwar haben sich die steuerliche Gesamtbelastung von

Körperschaften und ihren Anteilseignern einerseits

und Personengesellschaftern andererseits weitge-

hend aneinander angeglichen. Gleichwohl bestehen

sowohl systematisch als auch hinsichtlich des Be-

steuerungsverfahrens noch Unterschiede, die im

Einzelfall zu teils erheblichen Abweichungen bei

Steuerbelastung und Bürokratieaufwand führen kön-

nen. Zudem sind die Besonderheiten der deutschen

Personengesellschaftsbesteuerung (insbesondere

Sonderbetriebsvermögen und -vergütungen sowie

Sonder- und Ergänzungsbilanzen) international weit-

gehend unbekannt. Die Option von Personengesell-

schaften zur Körperschaftsteuer würde diese Unter-

schiede für die optierenden Gesellschaften beseiti-

gen. Personenhandels- und Partnerschaftsgesell-

schaften sollen dadurch zukünftig die Möglichkeit

erhalten, dieselben steuerlichen Regelungen in An-

spruch nehmen zu können wie Kapitalgesellschaften.

Hinweis: Gerne beraten wir Sie bezüglich der ab
dem 01.01.2022 vorgesehenen Optionsmöglich-
keit und prüfen für Sie, ob diese in Ihrem Fall von
Vorteil ist.

Klicken Sie hier, um themenverwandte Artikel anzuzeigen.

http://www.bw-partner.com/de/aktuelles.html?morelike=40187290
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Gutscheine und Geldkarten: BMF äußert sich zur Abgrenzung
zwischen Geldleistungen und Sachbezug

Wenden Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern Gutschei-

ne zu, fließt Letzteren entweder Barlohn oder ein

Sachbezug zu. Die Unterscheidung zwischen Bar-

lohn und Sachbezügen ist aus steuerlicher Sicht

sehr bedeutsam, da Barlohn in voller Höhe lohnsteu-

erpflichtig ist und ein Sachbezug bis zu einem Wert

von 44 € pro Monat lohnsteuerfrei bleiben kann.

Nach einer neuen Definition im Einkommensteuer-

gesetz gehören zum Barlohn auch zweckgebundene

Geldleistungen, nachträgliche Kostenerstattungen,

Geldsurrogate und andere Vorteile, die auf einen

Geldbetrag lauten. Als Sachbezug definiert das

Gesetz neuerdings bestimmte zweckgebundene

Gutscheine (einschließlich entsprechender Gut-

scheinkarten, digitaler Gutscheine, Gutscheincodes

oder Gutschein-Apps) und entsprechende Geldkar-

ten (einschließlich Prepaidkarten). Voraussetzung

für diese günstige Einordnung als Sachbezug ist

aber unter anderem, dass die Gutscheine oder

Geldkarten ausschließlich zum Bezug von Waren

oder Dienstleistungen beim Arbeitgeber oder einem

Dritten berechtigen (= keine Barauszahlung zugelas-

sen). Die 44-€-Freigrenze ist bei diesen Gutschei-

nen anwendbar, sofern sie zusätzlich zum ohnehin

geschuldeten Arbeitslohn gewährt werden.

Kryptowährungen: Bundesregierung sieht
Besteuerungsregeln von Bitcoins & Co. als geklärt an

Kryptowährungen wie Bitcoins sind in letzter Zeit

zunehmend in das Bewusstsein der Öffentlichkeit

gelangt - auch wegen ihrer mitunter atemberauben-

den Kursfeuerwerke. Viele Unternehmen und Privat-

anleger sind angesichts der Renditechancen auf das

digitale Geld aufmerksam geworden und haben in

Bitcoins und andere Digitalwährungen investiert.

Während für die steuerliche Behandlung klassischer

Geldanlageprodukte seit Jahren ein engmaschiges

Regelwerk existiert, ist die Besteuerung von Gewin-

nen aus Kryptowährungen auch für den Steuerge-

setzgeber und die Finanzverwaltung weitestgehend

Neuland, das erst nach und nach „erschlossen“

wird.

Die Bundesregierung hat nun auf eine Kleine Anfra-

ge der FDP-Fraktion hin erklärt, dass sie keine Re-

gelungslücke bei der Besteuerung von Einkünften

aus Kryptowährungen sehe. Soweit derartige Ein-

künfte im Betriebsvermögen erzielt würden, unterlä-

gen sie den Steuerregeln für Gewinneinkünfte.

Würden die Einkünfte aus Kryptowährungen im

Privatvermögen erzielt, komme in erster Linie eine

Besteuerung als Einkünfte aus Leistungen oder als

privates Veräußerungsgeschäft in Betracht. Die

Bundesregierung sehe daher derzeit keinen Bedarf,

die gesetzlichen Rahmenbedingungen für die Er-

tragsbesteuerung von Kryptowährungen zu überar-

beiten.

Hinweis: Der Antwort zufolge arbeitet das Bundes-

finanzministerium zurzeit an dem Entwurf eines

Anwendungsschreibens zur ertragsteuerlichen Be-

handlung von virtuellen Währungen. Von dem

Schreiben kann die Klärung diverser praktischer

Einzelfragen zur Besteuerung erwartet werden.

Möchten Sie diesen Artikel in voller Länge lesen?
Klicken Sie hier, um weitergeleitet zu werden.

Klicken Sie hier, um themenverwandte Artikel anzuzeigen.

http://www.bw-partner.com/de/aktuelles.html?article=39730698
http://www.bw-partner.com/de/aktuelles.html?morelike=39730707
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Europäischer Gerichtshof: Eignung von
Personengesellschaften als Organgesellschaft

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) kommt in ei-

nem aktuellen Urteil zum Ergebnis, dass die derzei-

tige Praxis von Personengesellschaften als umsatz-

steuerliche Organschaft nicht mit dem Unionsrecht

vereinbar ist. Die Finanzverwaltung bleibt zwar an

ihre abweichende Sichtweise gebunden, Unterneh-

mer können sich jedoch auf die für sie gegebenen-

falls günstigere Rechtsprechung des EuGH berufen.

Möchten Sie diesen Artikel in voller Länge lesen?
Klicken Sie hier, um weitergeleitet zu werden.

Gewinnabführungsverträge prüfen: Jetzt
dynamischer Verweis erforderlich

Bereits in den letzten Jahren führte die Formulierung

von Ergebnisabführungsverträgen zu Verwerfungen

zwischen Finanzverwaltung, Gerichten und Gesetz-

geber. Insbesondere ging es darum, dass ein Ge-

winnabführungsvertrag, der mit einer GmbH als

Organschaft geschlossen wurde, seit 2013 einen

dynamischen Verweis auf § 302 AktG enthalten

muss. Das Bundesfinanzministerium stellt nun klar:

Entsprechende Altverträge sind bis zum 31.12.2021

anzupassen.

Möchten Sie diesen Artikel in voller Länge lesen?
Klicken Sie hier, um weitergeleitet zu werden.

Luxuskreuzfahrt: Finanzamt muss bei
Schenkungsbesteuerung „zurückrudern“

Ein Mann aus Hamburg hatte seine Lebensgefährtin

auf eine fünfmonatige Kreuzfahrt eingeladen und die

Kosten von insgesamt 500.000 € komplett über-

nommen. Für Ausflüge, Restaurantbesuche an Bord

sowie Spa-, Fitness- und Frisördienstleistungen

waren zusätzlich 45.000 € angefallen. Das Finanz-

amt forderte später Schenkungsteuer auf die freige-

bige Zuwendung an die Lebensgefährtin. Der Bun-

desfinanzhof sah das allerdings differenzierter.

Möchten Sie diesen Artikel in voller Länge lesen?
Klicken Sie hier, um weitergeleitet zu werden.

http://www.bw-partner.com/de/aktuelles.html?article=39730718
http://www.bw-partner.com/de/aktuelles.html?article=39730730
http://www.bw-partner.com/de/aktuelles.html?article=40188281
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Steuererklärung 2019: BMF klärt Fragen zu Fristverlängerung und Zinslauf

Für Steuer- und Feststellungserklärungen des Jahres 2019,

die von steuerlichen Beratern erstellt werden, hat der Gesetz-

geber die ursprünglich geltende Abgabefrist (01.03.2021)

wegen der Corona-Pandemie um sechs Monate bis zum

31.08.2021 verlängert. Das Bundesfinanzministerium hat nun

in einem aktuellen Schreiben darauf hingewiesen, dass die

verlängerten Fristen von Amts wegen gelten, so dass kein

Antrag gestellt werden muss.

Möchten Sie diesen Artikel in voller Länge lesen?
Klicken Sie hier, um weitergeleitet zu werden.

WEITERE INTERESSANTE ARTIKEL AUF UNSERER WEBSEITE

Möchten Sie einen dieser Artikel in voller Länge lesen?
Klicken Sie dafür einfach auf den Artikellink.

www.bw-partner.com

Übungsleiter- und Ehrenamtspauschale: Helfer
im Impfzentrum erhalten steuerliche Entlastung

Hier klicken um mehr zu erfahren.

Berufliche Auswärtstätigkeiten: Für Flug- und
Bahnreisen lassen sich keine pauschalen
Kilometersätze abziehen

Hier klicken um mehr zu erfahren.

Trotz Tragepflicht am Arbeitsplatz: Ausgaben für
FFP2-Masken sind nicht als Werbungskosten
absetzbar

Hier klicken um mehr zu erfahren.

Überlassung von (Elektro-)Fahrrädern: Lohn-
und umsatzsteuerliche Fragen im Fokus

Hier klicken um mehr zu erfahren.

Dienstwagen und Homeoffice: Arbeitnehmer
können ihren 0,03-%-Nutzungsvorteil mindern

Hier klicken um mehr zu erfahren.

Firmenwagen zur Privatnutzung: Sind die Kosten
einer privaten Garage auf den geldwerten Vorteil
anrechenbar?

Hier klicken um mehr zu erfahren.

http://www.bw-partner.com/de/aktuelles.html?article=40188287
http://www.bw-partner.com/de/aktuelles.html?article=37783614
http://www.bw-partner.com/de/aktuelles.html?article=39730713
http://www.bw-partner.com/de/aktuelles.html?article=38770360
http://www.bw-partner.com/de/aktuelles.html?article=39730701
http://www.bw-partner.com/de/aktuelles.html?article=38770338
http://www.bw-partner.com/de/aktuelles.html?article=37783629
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BWGestaltungstipp

Wussten Sie schon, dass Wale und Delfine
nur mit einer Gehirnhälfte schlafen? 

Maio. As et id que modi ut ratectemo et ant quat
hic temod quatiis aut veligen ihilibu scipsan dio-
necae poriatur? Quiae. Nequam illantium, sequi
culpa inim quiatur mi, invelessundi optate qui
omniscilia vellabo. Imod esto est inctatur? Omni-
hillorum faccus quam aboremporit elit is et magnis
molupta tiist, omnis alignime voluptur sum ium
incimpossum vid exeri accum, simaximus, simet
moluptatist ma velibus et quid maionem num do-
lupti conem in parcimet aliandi blaut entiae. Dis
rero es adi tem in enimagn ihitibus as cus, eos

reperitam, incimol uptiis modisque nusanihitia
consendis soluptae exerciis eum nos rectemq
uatibusciam quunt evelicipsum quatem. Ebis simet
dolupta quiam, ne delit enduntus, con.

Bei Walen und Delfinen ist das Atmen ein
bewusster Vorgang. Im Gegensatz dazu at-
men wir Menschen automatisch, auch wenn
wir schlafen oder bewusstlos sind. Hierfür
sorgt unser Atemreflex, den Wale und Delfine
allerdings nicht haben. Die Meeressäuger
müssen in regelmäßigen Abständen – Tag
und Nacht – zum Atmen auftauchen und
haben aus diesem Grund eine ausgeklügelte
Technik zum Schlafen entwickelt: Während
sie „ruhen“, schalten sie eine Hälfte des
Gehirns ab, die andere Hälfte bleibt jedoch
aktiv, um den Wal ans Auftauchen und Luft
holen zu erinnern. Auch in einer Art Dämmer-
zustand achtet die aktive Hirnhälfte auf

mögliche Feinde und Hindernisse. Dieses
sogenannte Halb-Seiten-Prinzip ist auch bei
vielen Vögeln zu beobachten. Während des
Schlafens schließen Delfine sogar das Auge,
das gegenüber der schlafenden Gehirnhälf-
te liegt und Buckelwale wurden dabei beob-
achtet, wie sie mit dem Kopf nach unten im
Wasser stehen. Bei den Pottwalen schlafen
anscheinend sogar beide Hirnhälften, wäh-
rend sie knapp unter der Oberfläche meist
mit dem Kopf nach oben im Wasser stehen.
Sie halten dabei bewusst den Atem an und
tauchen zum richtigen Zeitpunkt auf. Dieser
eingebaute „Atemwecker“ funktioniert er-
staunlich gut.
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